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Drucksache IV/ 508 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zum Übereinkommen Nr. 112 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 19. Juni 1959 über das Mindestalter 
für die Zulassung zur Arbeit in der Fischerei 

— Drucksache IV/232 — 


A. Bericht des Abgeordneten Hussong 


Der Ratifikationsentwurf wurde in der 21. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 21. März 1962 ohne 
Aussprache an den Ausschuß für Arbeit (federfüh- 
rend) und an den Ausschuß für Familien- und Ju- 
gendfragen (mitberatend) überwiesen. 

Das von der Internationalen Arbeitskonferenz im 
Jahre 1959 angenommene Übereinkommen über 
das Mindestalter für die Zulassung zur Arbeit in 
der Fischerei stellt in seinem Artikel 2 Abs, 1 den 
Grundsatz auf, daß Kinder und Jugendliche unter 
15 Jahren an Bord von Fischereifahrzeugen nicht 
arbeiten dürfen. Der innerstaatliche Gesetzgeber 
wird jedoch durch Artikel 2 Abs. 3 ermächtigt, auch 
eine Beschäftigung von nur Vierzehnjährigen zuzu- 
lassen, falls eine geeignete Stelle festgestellt hat, 
daß ihre Beschäftigung bei Berücksichtigung ihrer 
Gesundheit und körperlichen Verfassung und im 
Hinblick auf spätere und unmittelbare Vorteile in 
ihrem Interesse liegt. 

Die^e Vorschrift entspricht dem deutschen See- 
mannsgesetz von 1957. Zwar erlaubt dieses Gesetz 
in seinem § 94 Abs. 1 grundsätzlich schon die Arbeit 
von vierzehnjährigen Jugendlichen auf See. Es 
macht ihre Beschäftigung vor der Vollendung des 
15. Lebensjahres jedoch — ebenso wie das Über- 


einkommen — davon abhängig, daß sie für den 
Vierzehnjährigen Vorteile bringt und in seinem 
Interesse liegt. Die Erlaubnis muß im Einzelfall von 
der Arbeitsschutzbehörde erteilt werden. 

Dem Verbot des Artikels 3 des Übereinkommens, 
nach dem Jugendliche als Kohlenzieher (Trimmer) 
oder Heizer nicht beschäftigt werden dürfen, wird 
durch § 94 Abs. 3 Satz 1 des Seemannsgesetzes 
entsprochen, wo ein gleiches Verbot ausgesprochen 
ist. 

D(u Ausschuß stellte in seiner 16. Sitzung am 
23. Mai 1962 fest, daß durch das Übereinkommen 
nichts bestimmt wird, was nicht schon durch das gel- 
tende deutsche Recht vorgeschrieben wird. Durch 
eine Ratifizierung des Übereinkommens werden 
keine neuen Verpflichtungen eingegangen. Aus die- 
sem Grunde wurden im Ausschuß keine Bedenken 
gegen das Übereinkommen erhoben. 

Der Ausschuß für Familien- und Jugendfragen hat 
in seiner Sitzung am 20. Juni 1962 gegen den Ge- 
setzentwurf keine Einwendungen erhoben. Vom 
Bundesrat wurden in seiner 241. Sitzung am 23. Fe- 
bruar 1962 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes ebenfalls keine Einwendungen erhoben. 


Bonn, den 20. Juni 1962 


Hussong 

Berichterstatter 


A u s s ch üßantrag um s c i l i g 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach Ö21, Goelhestraße 54, Tel. 6 35 51 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetz;entwurf — Drucksache IV/232 - 
ändert 

anzunehmen. 


Bonn, den 20. Juni 1962 

Der Ausschuß für Arbeit 


unvor- 


Sdieppmann 

Vorsitzender 


Hussong 

Berichterstatter 



